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kennt, dass die Folter ein „Giftzahn“
für einen Rechtsstaat ist.

Aber war es denn überhaupt
schon Folter? Dem Magnus G. wur-
de die Folter doch nur angedroht,
könnte das nicht wenigstens erlaubt
sein? Dazu sei auf das Mittelalter
verwiesen, wo es bereits gesetzlich
festgeschrieben war, dass die Folter
mit der Androhung der Folter-
maßnahmen beginnt. Wir sollten
nicht auch noch hinter das Mittelal-
ter zurückfallen. Auch hier sei es er-
laubt, darauf hinzuweisen, dass die-
jenigen, die Daschner ihr „menschli-
ches Verständnis“ entgegenbringen,
wahrscheinlich sofort Foltervorwürfe
erheben würden, wenn bspw. ein fern-
östlicher Staat einem deutschen
Staatsbürger eben die Maßnahmen
androhen würde, die Magnus G. an-
gedroht wurden.

Wieder weg vom Fall
und zum Schluss

Der sicher geglaubte „Grundrechts-
konsens“ ist anfällig für „Dammbrü-
che“. Worte wie Demokratie, Rechts-
staat, Sozialstaat oder Menschen-
rechte sind mehr und mehr zu leeren

Worthülsen verkommen. Die Demo-
kratie wird gefeiert, während im mäch-
tigsten Land der Erde ein durch
Wahlbetrug an die Macht gekomme-
ner „Präsident“ einen völkerrechts-
widrigen Krieg führt. Der Rechtsstaat
wird gefeiert, während „Terroris-
musgesetze“ und Folterdebatten,
den Grundrechten schwere Schläge
versetzen. Der Sozialstaat wird von
Legislaturperiode zu Legislaturperi-
ode für noch mal „gerettet“ erklärt,
während es kaum noch Bereiche
eben dieses Sozialstaates gibt, die
nicht massiven Angriffen ausgesetzt
wären. Die Menschenrechte werden
gefeiert, während es möglich ist, dass
dieser Begriff derart pervertiert wird,
dass er auch schon mal zur Legitima-
tion eines völkerrechtswidrigen An-
griffskrieges gegen Jugoslawien her-
angezogen werden kann.

Demokratisch ist, wer mit uns ist
– rechtsstaatlich ist es, Gesetze dann
anzuwenden, wenn sie den Herr-
schenden nützen und sie im umge-
kehrten Fall zu ignorieren – sozial-
staatlich ist, was abbaubar ist – Men-
schenrechte sind gut für diejenigen,
die sie sich leisten können – Freiheit
ist, wenn die „ArbeitgeberInnen“

„ihre ArbeitnehmerInnen“ und deren
Arbeitsbedingungen selbst wählen
dürfen – usw. usf.

Angesichts der derzeitigen ge-
nerellen Entwicklung und aus spezi-
ellem Anlass zur neuerlichen Folter-
debatte könnte mensch manchmal
glauben, die Aufklärung hätte nie
stattgefunden bzw. es wollen sich
immer weniger Leute an die aufkläre-
rischen Werte erinnern und wir drif-
ten so langsam zurück in ein geisti-
ges Mittelalter. In Spanien werden
baskische Gefangene aufs übelste
gefoltert, im Sommer 2001 wurden
beim Genueser G-8-Gipfel Festgenom-
mene brutal misshandelt, in Guan-
tánamo gelten sowieso keinerlei
Menschenrechte mehr usw.

Es lebe die Zivilisation!
Tohr Tura

1    JZ 2000, S. 165 ff.
2    JZ 2000, S. 171.
3  Maunz/Zippelius, Deutsches Staats-

recht, 30. Auflage, 1998, Seite 173 ;
Starck in: Bonner Grundgesetzkom-
mentar,  1999, Art. 1 I GG, Rn 71.

4     näheres z.B. unter: http://www.cilip.de

Die fortwährende Verhöhnung der Opfer
Keine Entschädigung für die NS-Opfer Griechenlands

Dass auch fast 60 Jahre nach
Ende des zweiten Weltkrieges
und des faschistischen Deut-
schen Reiches die Opfer wei-
terhin Opfer bleiben und die
Täter nicht bestraft werden,
dafür sorgen deutsche Geri-
chte. Die deutsche (Medien-)
Öffentlichkeit applaudiert.

Distomo, eine Bergbaugemeinde in
der Nähe von Delphi im Süden Grie-
chenlands, wurde am 10. Juni 1944
von Angehörigen des 7. Regiments

der 4. SS-Polizei-Panzergrenadier-Di-
vision geplündert und verwüstet. 218
EinwohnerInnen, in der Mehrzahl
Frauen und Kinder, wurden auf be-
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klärt. Weil auch die grie-
chische Regierung zöger-
te – der NATO-Partner
sollte schließlich nicht
bloßgestellt werden –,
drohte Stamoulis, auch
gegen die griechische
Seite Klage zu führen,
und hatte Erfolg: Der Ti-
tel zur Zwangsvollstrek-
kung wurde der deut-
schen Regierung fristge-
mäß zugestellt. Zwei Wo-
chen später, Mitte Juli
2000, wurden das Goethe-
Institut in Athen, das
Deutsche Archäologi-
sche Institut sowie die
deutsche Schule in Athen
von einer Gerichtsvollzie-
herin unter Polizeischutz taxiert. Der
Termin für die öffentliche Versteige-
rung war bereits angesetzt.

Schlechte Verlierer

Plötzlich reagierte die Bundesregie-
rung, die Presse berichtete ausführ-
lich über den Fall. Wer allerdings
glaubte, die Opfer würden endlich
entschädigt, wurde enttäuscht. Das
Ziel der Bundesregierung war, keinen
Präzedenzfall für die Entschädigung
von Opfern deutscher Massaker und
Greueltaten zu schaffen. Die bürger-
lichen Medien überschlugen sich mit
Verhöhnung der Opfer und Kampf-
ansagen an die griechische Seite. Der
deutsche Botschafter in Athen legte
gegen die Einleitung der Vollstrek-
kungsmaßnahmen offiziellen Protest
beim griechischen Außenministerium
ein. Die griechische Botschaft in Ber-
lin konnte sich über eine geharnisch-
te Protestnote aus dem Hause Fi-
scher freuen. Abgesehen von forma-
len Ausflüchten für die Blockade-
haltung in Berlin – das Vorgehen Grie-
chenlands sei ein Verstoß gegen Völ-
kerrecht – wurden unverhohlene Dro-

hungen in Richtung Athen geschickt,
das Vorgehen der griechischen Be-
hörden könne eine „Belastung der
seit langem guten deutsch-griechi-
schen Beziehungen“ bewirken. Vor
allem sehe die Bundesregierung die
„universellen Grundsätze der Staa-
tenimmunität“ verletzt. Nach diesen
Grundsätzen könne kein Staat durch
ein Gericht eines anderen Staates
verurteilt werden, so das Auswärti-
ge Amt.

Nachdem die griechische Regie-
rung unter dem (auch ökonomischen)
Druck der deutschen Drohungen
eingeknickt war, kippte der griechi-
sche Richter Theodores Kanelopou-
lus den Beschluss des höchsten grie-
chischen Gerichts – der Rechtstitel
bestehe weiter, er könne nur nicht
durchgesetzt werden. Begründung:
Eine Fortsetzung der Verfahren zur
Beschlagnahme gefährden die inter-
nationalen Beziehungen Griechen-
lands. So viel zur richterlichen Unab-
hängigkeit!

Noch im Juli 2000 reichte
Stamoulis Klage beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte in
Straßburg ein. Zwei Jahre später, im

stialische Art ermordert – Augen
wurden ausgestochen, Brüste abge-
schnitten, Menschen an ihren Ge-
därmen aufgehängt, Babys aufge-
schlitzt, einer Schwangeren wurde
das Embryo aus dem Leib gefetzt
und der Toten anschließend in den
Arm gelegt. Keiner der beteiligten
SS-Männer wurde dafür jemals zur
Rechenschaft gezogen, ebensowe-
nig wie für eine der anderen Greuel-
taten, die von der 4. SS-Polizei-Pan-
zergrenadier-Division in Frankreich,
der Sowjetunion oder auf dem Bal-
kan begangen wurden.

jurist. Aufarbeitung

Obwohl mehrmals in der Vergangen-
heit von verschiedener Seite ver-
sucht wurde, dieses Massaker juri-
stisch aufzuarbeiten (1953 wurde ein
Richter des LG Konstanz nach In-
tervention des Auswärtigen Amtes
an einer Reise nach Griechenland zur
ZeugInnenvernehmung gehindert;
1972 stellte die Münchner Staats-
anwaltschaft I ein laufendes Verfah-
ren zu Distomo und anderen Mas-
sakern wegen Verjährung ein), kam
erst nach 1995 wirklich Bewegung
in diese Sache. Der griechische
Rechtsanwalt Ioannis Stamoulis, da-
mals noch Europaabgeordneter und
Präfekt von Böotien, brachte eine
Klage von 269 Überlebenden und
Nachfahren der Opfer des Massa-
kers von Distomo vor das zuständi-
ge Landgericht Livadia, das die BRD
1997 zu einer Entschädigungszah-
lung von umgerechnet 28,5 Mio.
Euro verurteilte. Anstatt nun Scha-
densbegrenzung zu betreiben, legte
die Bundesregierung, sich auf Staa-
tenimmunität berufend, Revision vor
dem Aeropag ein, dem höchsten Ge-
richt Griechenlands.

Die Revision wurde 2000 abge-
wiesen, das Urteil von Livadia wur-
de vom Aeropag für rechtskräftig er-

Die griechische Gemeinde Distomo 2002
und 1944
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Juli 2002, entschied der Aeropag, die
Zwangsversteigerung bedürfe der
Zustimmung der griechischen Regie-
rung. Im September des gleichen Jah-
res traf der Sonderausschuss des
Aeropag (die große Kammer, beste-
hend aus der Gesamtheit aller Sena-
te) die Entscheidung, dass griechi-
sche Gerichte Entschädigungs-
forderungen von GriechInnen gegen
ausländische Staaten nicht mehr ver-
handeln dürfen. Fast noch ausführli-
cher als über das Distomo-Verfahren
berichtete die deutsche Presse über
diese Entscheidung. Wen wundert’s,
schließlich hat die BRD in Zukunft
keine Probleme mehr mit ihrer Vergan-
genheit – zumindest nicht in Grie-
chenland! Und als dann im Februar
2003 der EGM entschied, dass Pri-
vatpersonen keine Ansprüche gegen
einen Staat gerichtlich vollstrecken
lassen können, da dem die Immuni-
tät der Staaten gegenüber stehe, dürf-
ten die Führer des neuen, wieder
wichtigen und Krieg führenden,
Deutschlands die Korken haben
knallen lassen. Endlich können wir
getrost in unsere nächsten Kriege
ziehen, die Opfer unserer vorigen
müssen jetzt das Maul halten!

Dabei geht die Argumentation
mit der Staatenimmunität hier völlig
fehl. Diese gilt – zumindest galt sie
bislang – nur für „normales“ Re-
gierungshandeln. Der Hamburger
Völkerrechtler Prof. Dr. Norman Paech
zeigte die Grenzen: „ [...] und dieses
hat auch eine Parallele in dem Fall
Pinochet gehabt, gehören solche
Kriegsverbrechen, wie sie von den
deutschen Truppen in Griechenland
begangen worden sind, nicht zum

normalen Regierungshandeln einer
Regierung. Die Taten, die dem Ver-
fahren zugrunde liegen, sind außer-
halb jeglicher ‚normalen‘ Regierungs-
verantwortlichkeit anzusiedeln. Die-
ses sind schwere Kriegsverbrechen
gewesen.“1 Unschwer ist dabei auch
zu erkennen, warum der EGM im Jah-
re 2003 so entschieden hat – die Op-
fer der Kriege, die von den EU-Staa-
ten in der Vergangenheit geführt
wurden bzw. in der Zukunft noch
geführt werden, sollen gar nicht erst
auf die Idee kommen, sie hätten eine
Chance vor Gericht.

Vergangenheit ohne
Verantwortung?

Und es sind viele Opfer! In den Jah-
ren 1941 bis 1944, als Griechenland
von den Deutschen besetzt und mit
Terror überzogen wurde, begingen
die faschistischen Okkupanten un-
zählige Massaker und Kriegsverbre-
chen. Unter dem Vorwand der Par-
tisanInnenbekämpfung wurden Hun-
derte Dörfer und Kleinstädte geplün-
dert, verwüstet und häufig alle Ein-
wohnerInnen jeden Alters und Ge-
schlechts umgebracht. Schätzungs-
weise 90.000 GriechInnen wurden
Opfer von Geiselmorden und ande-
ren „Strafaktionen“. Fast 58.000 Jü-
dinnen und Juden wurden ermordet.
Die Gesamtverluste betrugen fast 7,2
Prozent der griechischen Vorkriegs-
bevölkerung. Obwohl sich das Deut-
sche Reich eine Zwangsanleihe von
7,5 Milliarden Reichmark von der grie-
chischen Staatsbank „genehmigen
ließ“ und die Pariser Konferenz der
Siegermächte des Zweiten Weltkrie-
ges 1949 die griechischen Schadens-
ersatzansprüche auf 7,5 Milliarden
US-Dollar festlegte, hat die BRD bis-
her nicht mehr gezahlt als 115 Mio.
DM im Jahre 1960, und das auch nur,
weil sie damit den deutschen Kriegs-
verbrecher Max Mertens „heimho-

len“ konnten. Als der griechische
Botschafter im Jahre 1995 im Auswär-
tigen Amt vorsichtig an die Ansprü-
che seine Landes erinnerte, wurde
ihm mitgeteilt, 50 Jahre nach Kriegs-
ende habe „die Reparationsfrage ihre
Berechtigung verloren“. Allerdings
„vergaß“ der Vertreter des Außenmi-
nisterium dabei zu erwähnen, dass
die BRD bis 1989 derartige Ansprü-
che mit der Begründung zurückge-
wiesen hatte, dass dafür die Zeit noch
nicht reif sei, eine abschließende Re-
gelung von Reparations- und ande-
ren Forderungen bedürften eines
Friedensvertrages, den nur ein „wie-
dervereintes“ Deutschland schließen
könne. Seit dem 2+4-Vertrag 1990
behauptet die BRD nun entweder, es
handele sich dabei gar nicht um ei-
nen „Friedensvertrag im engeren Sin-
ne“ oder verweist darauf, dass die
Frist für die Anmeldung von Ent-
schädigungsansprüchen längst ab-
gelaufen wäre.

Dass mit dieser „Posse“ den
Opfern des faschistischen Terrors ein
zweites Mal vom deutschen Staat ein
Schlag ins Gesicht versetzt wurde,
kommentierten die bürgerlichen Me-
dien mit frenetischem Beifall für die
Bundesregierung. Wie schon im Fall
der Entschädigung der Zwangs-
arbeiterInnen liegt das Hauptaugen-
merk der h.M. auf der Herstellung von
„Rechtssicherheit“ für die TäterIn-
nen, also die BRD als Rechtsnach-
folgerin des Deutschen Reiches, die
deutsche Industrie und die alten
Nazi-Kriegsverbrecher. So nimmt es
auch nicht wunder, wenn gleichzei-
tig die faschistoiden Landsmann-
schaften zusammen mit der Bundes-
regierung und der rechten Oppositi-
on öffentlich die Aufhebung der
Benes-Dekrete und die Entschädi-
gung der vertriebenen Nazis fordern.

Alexis Sorbas

1    junge welt 15.7.2000

Gedenkstädte von Distomo
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